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Der Bundestag hat folgende Änderungen des Kündigungsschutzgesetzes zum 01.01.2004 beschlossen und damit im Wesentlichen die Verschlechterungen durch das Beschäftigungsförderungsgesetz von 1996 wieder eingeführt.

· Die Kriterien der Sozialauswahl bei betriebsbedingten Kündigungen werden auf die Bewertung von Betriebszugehörigkeit, Lebensalter und Unterhaltspflichten beschränkt.

· Die an sich zutreffende Sozialauswahl kann durch den Schutz von "Leistungsträgern" und der Sicherung einer „ausgewogenen Personalstruktur“ umgekehrt werden.

· Bei Auswahlrichtlinien und Namenslisten wird die gerichtliche Überprüfung der Sozialauswahl auf grobe Fehlerhaftigkeit reduziert.

Neu hinzugekommen sind folgende Regelungen:

· Die Arbeitnehmer sollen zukünftig unter bestimmten Voraussetzungen bei betriebsbedingten Kündigungen eine Wahlmöglichkeit haben zwischen der Inanspruchnahme einer Abfindung von 0,5 Monatsgehältern pro Beschäftigungsjahr (maximal 10 Gehälter) und dem Kampf um Erhalt des Arbeitsplatzes

· Bis Dezember 2008 wird die Anwendung des Kündigungsschutzgesetzes eingeschränkt, indem befristet eingestellte Arbeitnehmer bei der Feststellung der Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer nicht mitgezählt werden.

· Zukünftig muss jeder Einwand gegen eine Kündigung, also z.B. auch die Schwerbehinderteneigenschaft oder die Betriebsratszugehörigkeit innerhalb von 3 Wochen nach Zugang der Kündigung gerichtlich gerügt werden.

Die Auswirkung dieser Reform auf ArbeitnehmerInnen und Betriebsräte wird in Seminaren, die das Anwaltsbüro Bell & Windirsch in Zusammenarbeit mit ver.di B + B anbieten wird, erläutert. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an Rechtsanwälte Bell & Windirsch, Telefon 0211 / 8632020 oder ver.di B + B Düsseldorf, Mörsenbroicher Weg 200, 40470 Düsseldorf, Telefon-Nr 0211 / 90 460.

